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Kein Anspruch auf tödliches Mittel
Bundesverwaltungsgericht weist Klage von Suizidwilligen zurück

»Nationale Strategie«  
zur Suizidprävention  
angekündigt

Die Ampelregierung erarbei-
tet derzeit eine »Nationale 
Suizidpräventionsstrategie«, 
»bis April 2024« soll sie dem 
Bundestag vorgelegt werden. 
Dies erklärte das federfüh-
rende Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG) Mitte 
November auf Nachfrage der 
CDU/CSU-Fraktion. Ziel der 
Strategie sei es laut BMG, 
»insbesondere Vorschläge zur 
Koordinierung und Vernet-
zung wesentlicher Strukturen 
der Suizidprävention auf 
Bundesebene zu entwickeln«. 
Was das im Einzelnen bedeu-
tet, bleibt abzuwarten, Details 
nannte das BMG jedenfalls 
nicht. Im Juli 2023 hatte 
der Bundestag einen Antrag 
beschlossen, der die Bundes-
regierung auffordert, sowohl 
eine Strategie als auch einen 
Gesetzentwurf für Suizidprä-
vention vorzulegen – spätes-
tens bis zum 30. Juni 2024  
(→  BIOSKOP Nr. 103). Der 
Antrag, angenommen mit 
überwältigender Mehrheit, 
enthält zahlreiche konkrete 
Vorschläge, die Suizidpräven-
tion »stärken« sollen.

Klaus-Peter Görlitzer 
(Hamburg), Journalist,  
verantwortlich für  
BIOSKOP

Sterbewillige Menschen haben keinen An-
spruch darauf, dass ihnen das Bundesinsti-
tut für Arzneimittel und Medizinprodukte 
(BfArM) erlaubt, das Betäubungsmittel 
Natrium-Pentobarbital zwecks Selbsttötung 
zu erwerben. Das hat das Bundesverwal-
tungsgericht (BVerwG) in Leipzig am 7. No-
vember entschieden. Das geltende Verbot, 
festgeschrieben im Betäubungsmittelgesetz 
(BtMG), verstoße nicht gegen das Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben.

Geklagt hatten zwei offenbar suizidwillige 
Männer aus Niedersachsen und Rheinland-

Pfalz, ihr Prozessbevollmächtigter war der 
Rechtsanwalt Robert Roßbruch, der auch Präsi-
dent der Deutschen Gesellschaft für Humanes 
Sterben (DGHS) ist. »Wunsch der beiden Kläger« 
ist es nach Darstellung der DGHS, »keine Hilfe 
Dritter in Anspruch nehmen zu wollen, sondern 
freiverantwortlich im Kreise der Familie ein 
suizidgeeignetes Medikament zu sich zu nehmen«. 
Dies habe das Urteil des BVerwG »unmöglich 
gemacht«. 2017 gestellte Anträge der beiden Män-
ner, das tödlich wirkende Präparat erwerben zu 
dürfen, hatte das BfArM im Jahr 2018 abgelehnt, 
anschließend klagten die Suizidwilligen gegen die 
Bundesrepublik Deutschland durch alle verwal-
tungsgerichtlichen Instanzen – stets ohne Erfolg.

Das BVerwG erläuterte am 7. November in 
einer Pressemitteilung, warum die obersten 
deutschen Verwaltungsrichter*innen die Revi-
sionen der Kläger zurückgewiesen haben. Der 
Erwerb von Natrium-Pentobarbital zur Selbst
tötung sei grundsätzlich nicht mit dem erklärten 
Zweck des BtMG vereinbar, die notwendige medi-
zinische Versorgung der Bevölkerung sicher
zustellen. Gemeint im Sinne des Gesetzes sei der 
Einsatz von Betäubungsmitteln zur Heilung oder 
Linderung von Krankheiten. »Eine solche thera-
peutische Zielrichtung hat die Beendigung des 
eigenen Lebens grundsätzlich nicht«, erklären 
die Richter*innen.

Das Verbot, Natrium-Pentobarbital zwecks 
Selbsttötung zugänglich zu machen, verstößt nach 
dem Urteil auch nicht gegen das vom Bundes-
verfassungsgericht 2020 begründete »Recht auf 
selbstbestimmtes Sterben«. Zwar könnten die 
Suizidwilligen ihren Entschluss »nicht in der ge-
wünschten Weise umsetzen«, wenn sie keinen Zu-
gang zu dem beantragten Präparat hätten, schreibt 
das BVerwG. Dieser »Grundrechtseingriff« sei 
aber gerechtfertigt, weil diesem »wichtige Ge-
meinwohlbelange« gegenüber stünden – konkret: 
»Die Gefahren für Leben und Gesundheit der 

Bevölkerung durch Miss- oder Fehlgebrauch des 
Mittels sind angesichts seiner tödlichen Wirkung 
und der einfachen Anwendbarkeit besonders 
groß und wiegen schwer.« Riskant kann es für 
Dritte etwa werden, wenn das in der Wohnung 
des Sterbewilligen aufbewahrte Präparat in ande-
re Hände gerate, aus Versehen oder absichtlich.

Zudem verweisen die Richter*innen auf 
»andere zumutbare Möglichkeiten zur Verwirk-
lichung ihres Sterbewunsches«; Suizidwillige 
könnten schon nach geltender Rechtslage »eine  
ärztliche Person finden, die bereit ist, die not-
wendige pharmakologische und medizinische 
Unterstützung zu leisten« oder sich an eine 
Organisation wenden, die Ärzt*innen vermittelt, 
die zur Suizidassistenz bereit sind.

Dass Sterbehilfeorganisationen höchstrichter-
lich als zumutbare Alternative angeführt werden, 
wird DGHS-Präsident Roßbruch gefallen haben. 
Er kündigte aber an, Verfassungsbeschwerde ein-
zulegen und interpretiert das BVerwG-Urteil als 
»deutliches Signal an den Bundesgesetzgeber, nun 
endlich eine verfassungskonforme Neuregelung 
des Betäubungsmittelgesetzes zu verabschieden«.

Aus seiner Perspektive eine Reform, die 
legalisieren soll, dass Präparate wie Natrium-
Pentobarbital künftig auch zwecks Selbsttötung 
bereitgestellt werden dürfen. Im Sommer 2023, 
als im Bundestag zwei Gesetzentwürfe zur 
Regulierung von Suizidhilfe zur Abstimmung 
standen, wäre es schon so weit gekommen – 
wenn nicht beide Entwürfe gescheitert wären. 
Auch der oft mit Begriffen wie »restriktiv« und 
»streng« beschriebene Gesetzentwurf der Grup-
pe um den SPD-Abgeordneten Lars Castellucci 
wollte das BtMG so ändern, dass Ärzt*innen 
künftig Betäubungsmittel zum Zweck eines 
»freiverantwortlichen Suizids« verschreiben 
dürfen, wenn zuvor bestimmte Verfahren, ins-
besondere Beratungen, nachweislich eingehalten 
wurden (→ BIOSKOP Nr. 102).

Natrium-Pentobarbital gilt als todsicher 
wirksam und die Einnahme im Vergleich zu 
anderen Präparaten als weniger belastend, 
es wird in Staaten wie Schweiz, Belgien und 
den Niederlanden vornehmlich als Mittel zur 
Selbsttötung eingesetzt. Würde der deutsche 
Gesetzgeber diese Praxis per Suizidhilfegesetz 
plus Änderung des BtMG auch hierzulande 
legitimieren, könnte die Zahl assistierter Selbst-
tötungen womöglich stärker steigen als bisher 
schon. Dass die Regulierung von Suizdhilfe in 
dieser Legislaturperiode noch einmal auf die 
politische Agenda kommt, ist derzeit nicht zu 
erkennen, aber auch nicht ausgeschlossen.  �


